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Der Bremer ‚Verein für Rechtshilfe"als ein Beispiel

praxisorientierter Juristinnenausbildung

KaiBammann

Die universitäre Juristenausbildung ist
bekanntermaßen wenig praxisorieniert.
Die Möglichkeiten von Gefangenen,sich
über Rechte zu informieren und diese
durchzusetzen sind gering. Das Beispiel
des Vereins für Rechtshilfe im Justiz-
vollzug des Landes Bremen e.V. zeigt,
wie beiden Misständen etwas entgegen-
gesetzt werden kann.

 

 

Das Projekt und der Verein

Der heutige Verein für Rechtshilfeist ur-
sprünglich aus einem Projekt im Rahmen
des Schwerpunktstudiumsan der Univer-
sität hervorgegangen!. Nach dem Ende
.des Projektes entschlossen sich einige
Teilnehmer, die Arbeit als gemeinnützi-

gen Verein weiterzuführen.?
Die Mitglieder des Vereins kommen

mittlerweile ausnahmslos als StudentIn-
nen zur Rechtsberatung; einige bleiben
jedoch über viele Jahre, oft auch nochals
AnwältlInnen, der Vereinsarbeit verbun-

den und bieten auch dann noch Rechts-
beratung an. Im Rahmen der Bremer
JuristInnenausbildung werden regelmä-
Big Veranstaltungen zum ThemaEinfüh-
rung in die Rechtsberatung im Gefäng-
nis angeboten.

DerAblaufder Rechtsberatung

Anders als Anwälte, die ihre Mandanten

in die Kanzlei kommen lassen können,

findet die Rechtsberatung mitten in der
Anstalt und damit direkt bei den Insas-

sen statt: in einem Büro- oder Gemein-
schaftsraum oderin einer leeren Zelle.

Wichtig ist, dass die Gefangenen unge-
hindert zur Rechtsberatung kommen kön-
nen und auch nicht das Gefühl haben,

dass die Beamten „Buch führen“ oder

registrieren, wer sich wannberaten lässt.
Die Rechtsberatung findet dementspre-
chend zu Zeiten statt, in denen in der

Regeldie Zellentüren offen sind. Es muß
sich also niemand „von einem Vollzugs-
beamten durchschließen“lassen, um sich

beraten zu lassen.

Inhalte der Rechtsberatung

Die Gegenstände der Rechtsberatung
sind vielfältig.’ Häufig geht es um Kon-
flikte mit derAußenwelt (mit Gläubigern,
Vermietern, Ausländerämtern usw.), mit

der Strafjustiz (neue Verfahren, Bewäh-
rungswiderrufe, Gesamtstrafenbildung
usw.) oder im Strafvollzug selbst (insbe-
sondere Lockerungen,Fragen zu Arbeit,
Disziplinarmaßnahmen usw.) sowie um
Fragen der vorzeitigen Entlassung.

In denletzten Jahren sind infolge des
auch in der JVA Bremenerheblich ange-
stiegenen Ausländeranteils Fragen im Zu-
sammenhang mit Asylanträgen, drohen-
der Abschiebung usw. hinzugekommen.
Auch Probleme aus den Bereichen Sozi-
alhilfe- und Familienrecht nehmen zu.

Vielfach werden an die Rechtsbera-
terInnen auch allgemeine Probleme her-
angetragen, die das Recht nur am Rande
oder gar nicht berühren, mit denen die
Gefangenen sich im Vollzug jedochal-
leingelassen fühlen. Oftmals hilft es in
dieser Situation schon, dass sich ein/e

Unbeteiligte/r von draußen die Zeit
nimmt, sich diese Probleme einmal an-

zuhören. Jedoch birgt dies das Risiko,
sich zu sehr mit einem Gefangenen zu
identifizieren und, wenn dies häufiger
geschieht, die auch in der Rechtsberatung
erforderliche Distanz zu verlieren.

Was bringt die Rechtsberatung den
Akteuren?

Die Mitarbeit im Verein wird nicht auf
Studienleistungen angerechnet. Zwar
kann in der o. g. Einführungsveranstal-
tung in der Regel ein Grundlagenschein
gemacht werden. Dieser besteht jedoch

auch hierin einerschriftlichen Arbeit zum
Thema, die nicht durch engagierte prak-
tische Tätigkeit ersetzt werden kann.

DerVorteil ist ein anderer: man verlässt
den Hörsaal und begibt sich unter Men-
schen, die konkret vom Strafrechtbetrof-

fen sind. Man lernt, dass Rechtsan-

wendung weit mehrist, als die universi-
täre Ausbildung zunächst glauben macht
und erfährt aus erster Hand, welche Pro-

bleme, Ängste usw. insbesondere mit
Verurteilung und Vollzug verbundensind.
Auchkannso schonfrüh der Umgang mit
wirklichen Fallschilderungen gelernt
werden, die sich bekanntlich um Welten
von den universitären Klausursachver-
halten unterscheiden.
Die meisten Gefangenensind nach dem

Urteil nicht mehr anwaltlich vertreten.
Aus diesem Grund wird das Angebotder
Rechtsberatung gerne angenommen.
Dass die BeraterInnen in erster Linie
StudentInnensind und schwierigere bzw.
sehr spezielle Rechtsfragen nicht immer
sofort und ohne Rückgriffauf die Litera-
tur beantwortet werden können, wird da-

bei akzeptiert. Ein umso wichtigerer
Aspektder Rechtsberatungist dafür die
Kontinuität. Die Gefangenen verlassen
sich darauf, daß die Leute wiederkom-

men und an ihrem Problem gearbeitet
haben.

Der „Verein für Rechtshilfe“ als
Modellfür andere Universitäten?

In Bremenist die Rechtsberatung seit
vielen Jahren von den Beteiligten aner-
kannt. Dies sollte anderen Universitäten
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als Beispiel dienen, zu versuchen, eige-

ne Beratungsprojekte zu etablieren. Zu
beachtensind hierbeijedoch verschiede-
ne Probleme, aufgrund derer das Bremer
System nicht ohne weiteres auf andere
Bundesländer übertragbarist.
Nicht-anwaltlicher Rechtsberatung

steht in Deutschland das nochausder Zeit
des Nationalsozialismus stammende
Rechtsberatungsgesetz entgegen. Dieses
untersagt die Besorgung fremder Rechts-
geschäfte (von einigen Ausnahmen,z.B.
Mietervereinen, Verbraucherzentralen

u.ä. abgesehen) durch Personen,die kei-
ne zugelassenen Rechtsanwältlnnensind.

In Bremen gilt eine abweichende Re-
gelung aufgrund einer Durchführungs-
verordnung aus dem Jahre 1949°, die das
sonst bundeseinheitlich geltende Rechts-
beratungsgesetz in einem entscheidenden
Punkt modifiziert: in Bremenist nur die
gewerbsmäßige Rechtsberatung be-
schränkt, wovon nach Rechtsprechung®
und Literatur’ nur die entgeltliche regel-
mäßige Tätigkeiterfasstist.

In anderen Bundesländern müssten an-
dere Wege gefunden werden. Die Suche
nach Alternativen wird neuerdings auch
für den BremerVerein selbstinteressant,

da z. Z. auf Bundesebeneeine Initiative
zur Bereinigung des Anwaltschafts-

 

rechtesläuft, durch die auch die genann-

te Bremer Verordnung zum Rechts-
beratungsgesetz aufgehoben werdensoll.
Gesprächskreise von „Außenstehen-

den“ mit Insassen werden vom Rechts-
beratungsgesetz beispielsweise nicht be-
rührt. Solche Gruppen finden mit oder
ohne Anbindunganeine Universität, mit
oder ohne Begleitung durch einen Hoch-
schullehrer in vielen Vollzugsanstalten
ohnehin regelmäßigstatt. Beispiele hier-
für sind Gesprächskreisefür ausländische
Gefangene oder die Gruppen der Anony-
men Alkoholiker. Die Beantwortung in-
dividueller rechtlicher Fragen im Rahmen
einer solchen Gruppensitzung würdeje-
doch einen Verstoß gegen das Rechts-
beratungsgesetz bedeuten und wäre dem-
nach nicht zulässig.

Allgemeinejuristische Fragen dürfen
durch jedermannvorgestellt werden, nur
die individuelle Beratungist vom Rechts-
beratungsgesetz betroffen. Denkbar sind .
dementsprechend regelmäßige Termine
im Stile einer „Vorlesung Vollzugs-
kunde“.
Ein weiterer Weg ist ein erweitertes

Vereinsmodell, in dem auch Gefangene
Mitglied sind (vergleichbar bspw. dem
Modell der Mietervereine, ähnlich auch

bei ASten). Grundsätzlich darf ein Ver-
ein ungehindert von den Beschränkun-
gen des Rechtsberatungsgesetzes seine
Mitglieder in Rechtsfragen individuell
beraten.

Studentische Gruppen könnenin Zu-
sammenarbeit und nach Absprache mit
der Rechtsanwaltskammerdie Vollzugs-
anstalten aufsuchen und mit potentiellen
Mandantenein erstes sondierendes Ge-
spräch führen. Die StudentInnen können
Kontakte herstellen, sich die Fall-

schilderung anhören, auswerten und auf
dieser Grundlage den Fall für einen An-
walt vorbereiten, an den sie ihre Infor-

mationen abschließend weiterleiten.
Denkbarist schließlich auch eine Ko-

operation mit derjeweiligen Vollzugsan-
stalt im Rahmendes $ 73 StVollzG i.V.m.
$ 154 Abs. 2 StVollzG. Die Anstalt kann

die ihr obliegende Aufgabe, den Gefan-
genen bei der Wahrnehmungseiner Rech-
te und Pflichten zu unterstützen an einen

 

Recht
Dritten (auch eine aus StudentInnen be-
stehende Arbeitsgruppe) abgeben. Natür-
lich sind noch andere Lösungen denkbar.
Das wachsendeInteressean derArbeit

des Vereins zeigt, dass Anlaß zur Hoff-
nung besteht, dass das Modell anderen-
orts aufgegriffen werden könnte. So wird
unter Federführung der LAG Strafvoll-
zugs von Bündnis 90/Die Grünen im Nds.
Landtag derzeit geprüft, ob und wo sich
in Niedersachsen ein vergleichbares
Modell etablieren lässt.

Kai Bammannist Mitarbeiter am
Strafvollzugsarchiv der Universität
Bremen.
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